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Gesetz zur Modernisierung des Brandschutzes, der Hilfeleistung und des 

Katastrophenschutzes Gesetzentwurf der Landesregierung, Drucksache 18/18114 

 

in Verbindung mit: Kehrtwende im Zivil- und Bevölkerungsschutz – Vorbereitun-

gen in Nordrhein-Westfalen treffen (Antrag der Fraktion der FDP, Drucksache 

18/15490); Anhörung des Innenausschusses und des Ausschusses für Heimat und 

Kommunales am 9. Juli 2026; Geschäftszeichen: I.A.2 /A09 

 
 

Sehr geehrter Herr Kuper, 

sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete, 

 

wir bedanken uns für den übersandten Gesetzentwurf und den oben näher bezeichneten 

Antrag und die Gelegenheit zur Stellungnahme.  

  

I. Zielrichtung des Entwurfs 

 

Wir begrüßen die mit dem Entwurf verfolgte Zielrichtung. Der Entwurf wird von uns – ebenso 

wie auch vom Städtetag NRW, dem Städte- und Gemeindebund NRW und den Feuerwehr-

verbänden VdF NRW, AGBF NRW, AGHF NRW und WFV – insgesamt übereinstimmend positiv 

bewertet. 

 

Er greift aktuelle Herausforderungen auf, bietet eine Grundlage für nachhaltige Lösungen 

und zeigt Perspektiven für die Weiterentwicklung von Strukturen und Abläufen. Es werden 

wichtige Aspekte aufgegriffen und die Basis für einen zukunftsfähigen Brand- und Katastro-

phenschutz in Nordrhein-Westfalen gelegt. Erfahrungen aus jüngeren Krisen wurden genutzt 

und der Brand- und Katastrophenschutz in modernere Strukturen überführt. Dies stärkt die 

Krisenreaktionsfähigkeit im Land Nordrhein-Westfalen, die Handlungsfähigkeit im Sinne ei-

nes planvollen und zukunftsorientierten Katastrophenmanagements wird verbessert. 
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Insbesondere folgende Regelungen sind aus unserer Sicht positiv hervorzuheben und setzen 

wichtige Impulse: 

 

• Die verbindliche Katastrophenschutzbedarfsplanung, 

• eine stärkere koordinierende Rolle des Landes, 

• die Möglichkeit des „Katastrophenvoralarms“ sowie 

• die gesetzliche Verankerung von Stäben auch auf Ebene der Gemeinden. 

 

Ungeachtet der positiven Grundrichtung wird bei dem vorliegenden Reformvorhaben weite-

rer Regelungs-, Konkretisierungs- und Nachsteuerungsbedarf gesehen. Insbesondere bei 

den Themen Digitalisierung, an der Schnittstelle zwischen ziviler Verteidigung und Brand-

schutz, Hilfeleistung und Katastrophenschutz sind Regelungen wünschenswert. Darüber hin-

aus fehlen aus unserer Sicht in mehreren Bereichen (dazu unten unter II.) teilweise ver-

bindliche Standards des Landes; zudem führen Unklarheiten in Zuständigkeiten und Aufga-

benverteilungen zu Risiken in der praktischen Umsetzung. 

 

In jedem Fall ist hervorzuheben, dass aus Sicht der Kreise auch die Fragen der Finanzierung 

berücksichtigt werden müssen (dazu unten unter III.). Die vorgesehenen Neuregelungen 

gehen mit einem erheblichen Mehraufwand für die Kreise einher. Dieser zusätzliche Aufwand 

muss auf geeignete Weise aufgefangen und durch eine verlässliche Finanzierungsregelung 

des Landes abgesichert werden. Nur so kann die Umsetzung des Gesetzes gelingen, ohne 

die kommunale Ebene strukturell und finanziell zu überlasten. 

 

Dies vorangestellt, nehmen wir zu den einzelnen Regelungen des Gesetzentwurfes wie folgt 

Stellung: 

 

II. Stellungnahme im Detail zu den Neuregelungen 

 

1) § 1 Entwurf BHKG / Wegfall der Großeinsatzlage: 

 

Mit dem Wegfall des Begriffs Großeinsatzlage entfallen zugleich die vom Gesetzgeber bislang 

hierfür beschriebenen Kriterien. Diese dienten den Kreisen als Planungsgrundlage zur Vor-

bereitung von Einsätzen größeren Umfangs, die durch die Städte und Gemeinden nicht oder 

nur bedingt erfüllt werden können. Das Vorliegen der Großeinsatzlage war in der Praxis – 

ungeachtet dieser Kriterien – schwierig zu bestimmen. Ungeachtet dessen haben uns einige 

Rückmeldungen von unseren Mitgliedern erreicht (bspw. wenn in Kreisen ausschließlich eh-

renamtliche Strukturen der nichtpolizeilichen Gefahrenabwehr existieren), in denen der er-

satzlose Wegfall der Kriterien kritisch gesehen wird: 



 - 3 - 

 

Vorsorgestrukturen und Vorsorgekonzepte bis zur Schwelle der Katastrophe seien damit 

künftig rein in der kommunalen Gefahrenabwehr zu verorten. Zwar wird nunmehr in § 1 

ausdrücklich auch auf vorbereitende Maßnahmen Bezug genommen. Dies ersetzt jedoch 

keine eigenständige Rechtsgrundlage für besondere Schadenslagen unterhalb der Katastro-

phenschwelle. Zumindest bis das Bewusstsein des Vorsorgebedarfs bei den Städten und 

Gemeinden geschaffen ist, könnte dies problematisch sein. Zudem ist die Hemmschwelle 

zur formellen Feststellung einer Katastrophe hoch und die neue Regelung könnte daher ggf. 

eine Regelungslücke schaffen. Ein wichtiges Mittel zur Koordination umfangreicher, aber 

noch nicht katastrophaler Schadenslagen – beispielsweise bei Starkregenereignissen, groß-

flächigen Stromausfällen, pandemischen Lagen oder komplexen Gefahrstoffunfällen – 

könnte daher wegfallen. Der neu eingeführte Katastrophenvoralarm kann diese Lücke zu-

mindest nicht vollständig schließen. 

 

Erwägenswert ist daher aus unserer Sicht weiterhin eine Prüfung, ob im Gesetz eine ergän-

zende Regelung aufgenommen werden kann, die den Kreisen ein flexibles Instrumentarium 

in Form einer klaren Rechtsgrundlage bei „besonderen Schadensereignissen unterhalb der 

Katastrophenschwelle“ eröffnet. Dies könnte insbesondere für Lagen gelten, in denen meh-

rere Gemeinden betroffen sind oder eine Abstimmung von Personal- und Materialressourcen 

erforderlich wird. Eine solche Regelung sollte so ausgestaltet sein, dass sie die Zielsetzungen 

des Gesetzes nicht beeinträchtigt und zugleich den Interessen der Kreise und Gemeinden 

Rechnung trägt. 

 

2) § 3 / Warnung der Bevölkerung 

 

In Bezug auf die Verantwortlichkeiten der Kreise und Gemeinden bei der Warnung der Be-

völkerung sehen wir weiterhin Klärungsbedarf. Die Regelungen in den §§ 3 und 4 formulie-

ren die Aufgaben von Gemeinden und Kreisen nahezu wortgleich. Dies führt nach unserer 

Einschätzung in der Praxis zu Unklarheiten bei Zuständigkeiten, insbesondere bei Fragen der 

Systemverantwortung und der Finanzierung. Da sowohl Kreise als auch Gemeinden Aufga-

ben zugewiesen bekommen, besteht die Gefahr einer Diffusion von Verantwortung und In-

konsistenzen in der Warnstrategie. Wir sehen konkret Nachsteuerungs- und Konkretisie-

rungsbedarf im nachfolgenden Sinne: Erforderlich sind klare Zuständigkeiten (klar definierte 

funktionale Aufgabenteilung zwischen Gemeinden und Kreisen), Standards und Vorgaben 

(Umfang, Inhalt der Warnpläne). Bezüglich des Aufbaus des Sirenennetzes ist aus unserer 

Sicht zudem zu bedenken, dass es für die Kreise schwer möglich sein wird, entsprechende 

Standorte in ausreichender Anzahl zu generieren. 
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In der Gesetzesformulierung sollte zudem ein Hinweis im Punkt Warnung der Bevölkerung 

aufgenommen werden, der deutlich auf die enge Verzahnung zum Zivilschutz verweist. Ak-

tuell nutzt der Bund in Teilen die Warninfrastruktur der Länder/ der Städte und Gemeinden 

durch die technische Adaption des Digitalfunknetzes in die Warninfrastruktur der Städte und 

Gemeinden. Da es im Bundesgebiet kein einheitliches Warnrumpfnetz des Bundes für den 

Zivilschutz gibt, ist die Ansteuerung über den Digitalfunk BOS als Hinweis im Satz 1 erfor-

derlich.  

 

Formulierungsvorschlag:  

 

„Die Gemeinden haben die Einbindung der lokalen Warnsysteme in die bundesweiten 

Warnsysteme des Zivilschutzes über die Kreise mit dem Land abzustimmen.“ 

 

3) § 4 / Aufgaben der Kreise  

 

§ 4 Abs. 1 

Der neu eingefügte Satz 3 sollte als Satz 2 eingefügt werden. Der dann neue Satz 3 müsste 

dann wie folgt beginnen. 

 

Formulierungsvorschlag: 

„Die Kreise beraten und unterstützen …“. 

 

§ 4 Abs. 2 

Vor dem Hintergrund der vorstehenden Ausführungen zu II. 1) regen wir an zu prüfen, ob 

den Kreisen ein flexibleres Handlungsinstrumentarium (ggf. im Rahmen der Koordinierung, 

originäre rückwärtige Unterstützungsfunktion etc.) eingeräumt werden kann. Dabei sollte 

sichergestellt sein, dass die übergeordneten Zielsetzungen des Gesetzes gewahrt und die 

Interessen von Kreisen und Gemeinden berücksichtigt werden. In Lagen mit hoher Dynamik 

und Komplexität kann schnelles und eigenständiges Handeln auf Ebene der Kreise essenziell 

sein. 

 

§ 4 Abs. 3  

Wir begrüßen die Einführung des Katastrophenschutzbedarfsplanes als Planungsgrundlage 

und wichtigen Schritt in der Weiterentwicklung für einen leistungsfähigen Katastrophen-

schutz in Nordrhein-Westfalen – in Analogie zu den Rettungsdienst- und Brandschutzbedarf-

splänen – ausdrücklich. Bereits erstellte Katastrophenschutzbedarfspläne aus einigen kreis-

freien Städten verdeutlichen nach unserer Einschätzung, wie ein solcher Plan ausgestaltet 

werden kann. Gleichzeitig zeigen diese Pläne jedoch nach unserer Bewertung auch die Ge-
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fahr auf, dass einzelne Gebietskörperschaften eigene Maßstäbe für die erforderliche Leis-

tungsnotwendigkeit und die tatsächliche Leistungsfähigkeit des Katastrophenschutzes ent-

wickeln. Dies würde der grundlegenden Idee der Katastrophenschutzbedarfsplanung – näm-

lich den Katastrophenschutz „aus einem Guss“ vom Land bis in die (kreisangehörige) Kom-

mune – nicht gerecht. Zentral definierte Kernszenarien (z. B. Unwetterlagen, Stromausfall) 

und Handreichungen des Landes wären wünschenswert, um einheitliche Standards zu si-

chern. Auf deren Basis können die örtlichen Gegebenheiten und besonderen Risiken in die 

Planungen einfließen.  

 

§ 4 Abs. 6 

§ 4 Abs. 6 regelt das Folgende: „Die Kreise unterrichten sich gegenseitig, soweit eine Ge-

fährdung benachbarter Gebietskörperschaften nicht sicher auszuschließen ist sowie in den 

Fällen, in denen im eigenen Zuständigkeitsbereich die Warnung und Information der Bevöl-

kerung durchgeführt wurde.“ Zudem wird in § 3 Abs. 7 ausgeführt, dass (u. a.) dieser Absatz 

auch für die kreisfreien Städte gilt. Damit besteht eine Regelungslücke, da die Kreise in den 

in § 4 Abs. 6 genannten Fällen nur Kreise, nicht aber kreisfreie Städte unterrichten müssten, 

während die kreisfreien Städte Kreise und kreisfreie Städte zu unterrichten haben. 

Dies sollte entsprechend angepasst werden.  

 

4) Mitwirkung der Gemeinden im Katastrophenschutz und Kostentragung 

 

Ergänzend sollte klargestellt werden, welche konkreten Mitwirkungspflichten den kreisange-

hörigen Gemeinden im Katastrophenschutz zukommen und wie die hieraus entstehenden 

Kosten zwischen Kreisen und kreisangehörigen Gemeinden zu tragen sind. Dies gilt insbe-

sondere für Maßnahmen, die sich aus der Katastrophenschutzbedarfsplanung, der Warnpla-

nung oder der Umsetzung kreisweiter Vorgaben ergeben. Zur Vermeidung von Umsetzungs- 

und Finanzierungsstreitigkeiten bedarf es insoweit klarer landeseinheitlicher Vorgaben. 

 

Darüber hinaus erscheint es fachlich sinnvoll, die bestehenden Ansätze der Brandschutzauf-

klärung, Brandschutzerziehung und Selbsthilfe stärker mit Fragen des Selbstschutzes und 

der Eigenvorsorge der Bevölkerung in Krisen- und Schadenslagen zu verzahnen. Ziel sollte 

es sein, die Selbsthilfefähigkeit und Widerstandsfähigkeit der Bevölkerung insgesamt zu 

stärken. Soweit hieraus zusätzliche Anforderungen an kommunale Aufgabenträger entste-

hen, bedarf es jedoch klarer landeseinheitlicher Vorgaben zu Inhalt, Zuständigkeiten, Stan-

dards und Finanzierung. 

 

5) § 5 Aufgaben des Landes 

 



 - 6 - 

Die in § 5 vorgesehene stärkere Rolle des Landes im Brand- und Katastrophenschutz wird 

ausdrücklich begrüßt. Insbesondere die vorgesehenen Aufgaben des Landes im Bereich der 

Warnung der Bevölkerung, die Erstellung eines Landeskatastrophenschutzbedarfsplans, die 

Ausführungshinweise zu kommunalen Katastrophenschutzbedarfsplänen und Alarm- und 

Einsatzplänen sowie die Erstellung eines zentralen digitalen Lagebildes können wichtige Bei-

träge zu einem landesweit abgestimmten und leistungsfähigen Katastrophenschutz leisten. 

 

Entscheidend ist aus Sicht der Kreise jedoch, dass die vorgesehenen Rahmenvorgaben, Aus-

führungshinweise und Empfehlungen rechtzeitig, praxistauglich und mit hinreichender Ver-

bindlichkeit zur Verfügung gestellt werden. Nur wenn die Vorgaben des Landes frühzeitig 

vorliegen und mit den kommunalen Aufgabenträgern abgestimmt sind, können sie eine ein-

heitliche und zugleich örtlich anschlussfähige Aufgabenwahrnehmung unterstützen. 

 

Dabei sollte sichergestellt werden, dass die stärkere koordinierende Rolle des Landes nicht 

zu zusätzlichen, nicht abgesicherten Belastungen der Kreise führt. Soweit durch landessei-

tige Vorgaben neue Anforderungen an Planung, Dokumentation, Lagebilderstellung, War-

nung oder Übungen entstehen, müssen die hierfür erforderlichen personellen, organisatori-

schen und finanziellen Ressourcen berücksichtigt werden. 

 

6) § 10 Leistungsfähigkeit der Feuerwehr  

 

Die mit der Neuregelung in § 10 BHKG verfolgte Zielsetzung wird von uns grundsätzlich 

begrüßt. Die Umstellung von einer rein auf die Kommunengröße bezogenen Betrachtung auf 

eine leistungsorientierte Bewertung der Freiwilligen Feuerwehren ist sachgerecht und ver-

bessert die objektive Feststellung der Leistungsfähigkeit der Feuerwehren. Die vorgesehene 

Vorlage der Brandschutzbedarfspläne und ihrer Fortschreibungen bei der zuständigen Auf-

sichtsbehörde kann dazu beitragen, die Leistungsfähigkeit kommunaler Feuerwehren stärker 

in den Blick zu nehmen und Qualitätsstandards künftig flächendeckend zu sichern. 

 

Die nunmehr vorgesehene Formulierung, wonach Brandschutzbedarfspläne und Alarm- und 

Einsatzpläne regelmäßig fortzuschreiben sind und die Fortschreibung jeweils spätestens 

nach fünf Jahren abgeschlossen sein soll, bedarf zumindest einer Konkretisierung im Hinblick 

auf die praktische Handhabung. Insbesondere muss für die Gemeinden und Kreise klar er-

kennbar sein, wann die Fortschreibung einzuleiten ist, zu welchem Zeitpunkt eine Befassung 

der Aufsichtsbehörde erfolgen soll und welche Anforderungen an die vorzulegenden Unter-

lagen zu stellen sind. Insbesondere stellt sich generell die Frage, ob die Vorlage des Brand-

schutzbedarfsplans gegenüber der Aufsichtsbehörde bereits vor der Beschlussfassung durch 

den Rat oder erst im Nachgang hierzu zu erfolgen hat. Nach bei uns eingegangenen Rück-

meldungen aus dem Mitgliederbereich sollte eine Befassung der Aufsichtsbehörde nicht erst 
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nach Abschluss des gemeindlichen Verfahrens erfolgen. Empfehlungen des Kreisbrandmeis-

ters zur Steigerung der Leistungsfähigkeit könnten im Rahmen der Brandschutzbedarfspla-

nung nur dann sachgerecht berücksichtigt werden, wenn die Aufsichtsbehörde bereits im 

Erstellungsprozess beteiligt wird. 

 

Die erweiterte Vorlagepflicht kann zu einer regelmäßigen zusätzlichen Befassung der Kreise 

führen. Aus Sicht der Kreise muss daher sichergestellt werden, dass die Regelung praktisch 

umsetzbar bleibt und nicht zu uneinheitlichen oder unverhältnismäßig aufwändigen Verfah-

ren führt. Auch insoweit bedarf es klarer und hinreichend verbindlicher Vorgaben. 

 

Weiterhin ist festzustellen, dass die konkreten gesetzlichen Prüfsätze zur Prüfung der Leis-

tungsfähigkeit durch die Aufsichtsbehörde im Gesetzestext nicht mehr enthalten sind. Zu-

gleich wird in der Begründung weiterhin davon ausgegangen, dass die Aufsichtsbehörden im 

Rahmen der fachlichen Aufsicht die nötige Beratung und Prüfung vornehmen können und 

Betrachtungsgegenstand die Leistungsfähigkeit der Feuerwehr im Hinblick auf die konkreten 

örtlichen Verhältnisse sein soll. Hieraus ergeben sich aus Sicht der Kreise offene Fragen zur 

praktischen Anwendung der Regelung. Es muss insbesondere eindeutig geklärt werden, wel-

che Prüf- und Beratungsrolle der Aufsichtsbehörde zukommt, welche Maßstäbe dabei anzu-

legen sind und welche Folgen sich aus der Vorlage des Brandschutzbedarfsplans und seiner 

Fortschreibungen ergeben. Diese Unklarheiten sollten vor Inkrafttreten der Neuregelung 

durch praxistaugliche Vorgaben beseitigt werden. 

 

Insgesamt weisen wir ausdrücklich darauf hin, dass bezüglich der Umsetzung der insgesamt 

begrüßenswerten Zielsetzungen weiterhin Klärungsbedarf besteht, der gegenüber den vor-

herigen Referentenentwürfen im Rahmen der Verbändeanhörung aus unserer Sicht noch 

zugenommen hat. 

 

Auf die Kreise kommen erhebliche zusätzliche Belastungen zu, teilweise wird mit mehreren 

Stellen (bis zu zwei) gerechnet. Zudem sehen wir die Gefahr einer uneinheitlichen Praxis 

(zwischen den Kreisen). Eine praxistauglichere, klarere gesetzliche Regelung und verbindli-

che landesweite Ausführungshinweise sind daher aus unserer Sicht zwingend erforderlich; 

ohne verbindliche Standards und ausreichende Ressourcen sehen wir erhebliche Risiken für 

Transparenz und Einheitlichkeit. Diese Ausführungshinweise bedürfen insbesondere klarer 

Rahmenbedingungen, welche die Prüf- und Beratungsrolle der Kreise bei der Befassung mit 

der Leistungsfähigkeit der Feuerwehren definieren. 

 

Diese Notwendigkeit wird bestätigt durch einen Blick auf den jetzigen Ist-Zustand und die 

vergangenen Praxiserfahrungen: Die aktuellen Regelungen, insbesondere der Erlass zum  
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§ 10 – Verfahren der Zulassung einer Ausnahme nach § 10 Satz 3 des Gesetzes über den 

Brandschutz, die Hilfeleistung und den Katastrophenschutz (BHKG) vom 02.07.2018 –, ha-

ben gezeigt, dass bereits die fünf Bezirksregierungen nicht einheitlich in der Beurteilung und 

Bearbeitung von Anträgen verfahren. Es ist daher zu befürchten, dass erst recht bei einer 

noch größeren Zahl zuständiger Stellen – hier den Kreisen – ohne klare Vorgaben eine Viel-

zahl heterogener Handlungsweisen entstehen könnte. Auch wenn die örtlichen Verhältnisse 

stets individuell zu berücksichtigen sind, sollten verbindlichere Regelungen zur Verfügung 

stehen. Ausführungshinweise dürfen insofern nicht lediglich orientierenden Charakter haben. 

Unklar ist zudem, welche spezifischen rechtlichen Folgen eine negative Bewertung im Rah-

men des § 10-Verfahrens haben soll. Der Gesetzentwurf enthält insoweit keine gesonderte 

Folge- oder Eskalationsregelung für Fälle, in denen zwischen Kreis und kreisangehöriger 

Gemeinde keine Einigung erzielt werden kann. Für Fälle, in denen zwischen Kreis und kreis-

angehörigen Kommunen keine Einigung erzielt werden kann, wäre es daher bspw. erwä-

genswert, die Beteiligung der Bezirksregierung als Prüf- und Entscheidungsinstanz vorzuse-

hen.  

 

7) § 12 / Kreisbrandmeister  

 

Im Rahmen der Verbändeanhörung hatten wir die Prüfung einer flexibleren Ausgestaltung 

angeregt, die es ermöglicht, vor Ort und nach Bedarf eine bedarfsgerechte (höhere) Zahl an 

Stellvertretungen festzulegen. Eine solche Option könnte den unterschiedlichen Strukturen 

Rechnung tragen und individuell auf die Bedürfnisse vor Ort abgestimmt werden und so die 

tatsächlichen Erfordernisse in den Kreisen widerspiegeln. Die nunmehr vorgesehene flexib-

lere Ausgestaltung der Stellvertretung der Kreisbrandmeisterin oder des Kreisbrandmeisters 

entspricht daher insgesamt dieser Zielsetzung. Sie ermöglicht es, die Anzahl der Stellver-

tretungen bedarfsgerecht an die örtlichen Strukturen und Erfordernisse in den Kreisen an-

zupassen.  

 

Aus dem Mitgliederbereich ist ergänzend darauf hingewiesen worden, dass klarer geregelt 

werden sollte, in welchen Fällen die Kreisbrandmeisterin oder der Kreisbrandmeister bezie-

hungsweise eine Stellvertretung die Einsatzleitung übernimmt. Gerade bei größeren Scha-

denslagen, kreisweiter überörtlicher Hilfe oder einem Übergang der Zuständigkeit auf den 

Kreis bedarf es eindeutiger Vorgaben zur Abgrenzung zwischen gemeindlicher Einsatzleitung 

und Einsatzleitung des Kreises. Soweit mit der Neuregelung Erwartungen an eine jederzei-

tige Verfügbarkeit kreislicher Führungsstrukturen verbunden sein sollten, dürfen hieraus 

keine ungeregelten zusätzlichen Belastungen der Kreise entstehen. Entsprechende organi-

satorische, personelle oder finanzielle Mehraufwände wären vielmehr ausdrücklich zu regeln 

und im Sinne des Konnexitätsprinzips auszugleichen. 
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8) § 18 / Mitwirkung Hilfsorganisationen 

 

Die Zusammenarbeit mit den anerkannten Hilfsorganisationen ist für einen leistungsfähigen 

Katastrophenschutz unverzichtbar und wird begrüßt. Zugleich ist darauf hinzuweisen, dass 

die nunmehr ausdrücklich geregelte Mitwirkung, die Vorhaltung einsatzbereiter Einheiten, 

die Teilnahme an Übungen sowie Aus- und Fortbildungsveranstaltungen und die Überwa-

chung durch die Kreise und kreisfreien Städte mit erheblichem organisatorischem und finan-

ziellem Aufwand verbunden sein können. Es bedarf daher weiterhin einer klaren Kostenre-

gelung und einer Unterstützung durch das Land, um eine strukturelle und finanzielle Über-

forderung der Kreise zu vermeiden.  Neben klaren organisatorischen Vorgaben ist auch eine 

verlässliche finanzielle Förderung erforderlich.  

 

9) § 19 Einheiten der Kreise und kreisfreien Städte  

 

Die vorgesehene Möglichkeit der Kreise und kreisfreien Städte, ergänzend neben den von 

ihnen vorrangig eingebundenen Einheiten nach § 18 eigene Einheiten für besondere Einsatz-

zwecke aufzustellen, wird dem Grunde nach begrüßt. Sie trägt dem praktischen Bedarf 

Rechnung, für besondere Einsatzlagen und spezielle Aufgabenbereiche leistungsfähige kreis-

weite Strukturen vorhalten zu können. Dies gilt etwa für Einheiten in den Bereichen ABC, 

Information und Kommunikation, Wasser- und Hochwasserlagen, Wald- und Vegetations-

brandbekämpfung, Psychosoziale Notfallversorgung, Notfallseelsorge, digitale Lageerkun-

dung einschließlich der Auswertung öffentlich zugänglicher Informationen, etwa aus sozialen 

Medien, sowie weitere besondere Einsatzbereiche. 

 

Gleichwohl bleibt aus Sicht der Kreise weiterhin klärungsbedürftig, wie die hierfür erforder-

liche Personalsicherstellung in der Praxis verlässlich gewährleistet werden soll. Die Einheiten 

können nach dem Gesetzentwurf aus Angehörigen der Feuerwehren, Angehörigen der nach 

§ 18 mitwirkenden Hilfsorganisationen sowie ergänzend aus weiteren ehrenamtlich tätigen 

Personen gebildet werden. Gerade bei kreisweiten Einheiten sind die Kreise jedoch regelmä-

ßig auf den personellen Rückgriff aus den Feuerwehren und den Hilfsorganisationen ange-

wiesen.  

 

Die Erweiterung der möglichen Einsatzbereiche ist fachlich nachvollziehbar und grundsätz-

lich sinnvoll; sie verschärft jedoch zugleich die Frage, wie die hierfür erforderlichen perso-

nellen Ressourcen verlässlich bereitgestellt werden sollen. 

 

Das sichere In-den-Einsatz-Bringen von Kreiseinheiten, die die Gemeindeebene entlasten 

und gleichzeitig die Leistungsfähigkeit der Feuerwehr der betroffenen Gemeinde sicherstel-

len, ist für den Einsatzerfolg einer kreisweiten überörtlichen Hilfe essenziell. Dies betrifft 
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insbesondere Einheiten im ABC-, IuK-, Wasser-/Hochwasser-, Wald- und Vegetationsbrand-

bereich sowie weitere spezialisierte Einheiten. Eine bloße Möglichkeit zur Bildung solcher 

Einheiten reicht daher nicht aus, wenn nicht zugleich geklärt ist, wie die hierfür erforderli-

chen personellen Ressourcen im Einsatz-, Übungs-, Aus- und Fortbildungsfall verlässlich zur 

Verfügung stehen. 

 

Es bedarf daher aus Sicht der Kreise einer klareren gesetzlichen Grundlage oder zumindest 

verbindlicher landeseinheitlicher Vorgaben zur Personalgestellung beziehungsweise Mitwir-

kung bei Einheiten für besondere Einsatzzwecke. Ohne eine solche Absicherung besteht die 

Gefahr, dass die Kreise zwar Einheiten für besondere Einsatzzwecke bilden können, in der 

Praxis aber entsprechende Strukturen vorhalten müssen, ohne dass deren tatsächliche Ein-

satzfähigkeit im Alarmierungsfall hinreichend gewährleistet ist. 

 

Dies gilt in besonderer Weise für Fälle, in denen nach § 1 Absatz 2 BHKG eine Zuständig-

keitsverlagerung auf die Kreise erfolgt und eine Einsatzleitung nach §§ 35, 37 BHKG gebildet 

werden muss. Die Einsatzleitungen der Kreise werden in der Praxis zu einem erheblichen 

Teil aus ehrenamtlichen Einsatzkräften der kreisangehörigen Feuerwehren und Hilfsorgani-

sationen gebildet. Eine Bildung der Einsatzleitung einschließlich Fachberaterinnen und Fach-

beratern allein aus dem Kreis der Kreisbediensteten ist faktisch regelmäßig nicht möglich 

und auch fachlich nicht sinnvoll, weil die Verbindung zu den örtlichen Strukturen und das 

hierfür erforderliche einsatztaktische Erfahrungswissen benötigt werden. 

 

Zusammenfassend sollte daher klargestellt werden, dass die Personalsicherstellung für Ein-

heiten zur kreisweiten überörtlichen Hilfe und insbesondere für Einsatzleitungen nach §§ 35, 

37 BHKG im Aktivierungs- und Alarmierungsfall verlässlich gewährleistet werden muss. Al-

ternativ sollten verbindliche Regelungen zur Personalgestellung für diese Einheiten und Ein-

richtungen durch Feuerwehren und Hilfsorganisationen vorgesehen werden. Dabei sind auch 

Folgefragen, insbesondere zum Versicherungs- und Arbeitsschutz, eindeutig zu regeln. 

 

10) §§ 28, 32, 35, 36 und 52 / Begriffe: Krisenstab - Stab für außergewöhnliche 

Ereignisse 

 

Die nunmehr im Gesetzentwurf vorgenommene begriffliche Differenzierung zwischen Kri-

senstäben auf Ebene der Kreise, kreisfreien Städte, Bezirksregierungen und des Landes ei-

nerseits sowie Stäben für außergewöhnliche Ereignisse auf Ebene der kreisangehörigen Ge-

meinden andererseits wird begrüßt. Sie entspricht dem in der Praxis etablierten Sprachge-

brauch und trägt dazu bei, klare Zuständigkeiten und Strukturen abzubilden. 
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Die Beibehaltung dieser Begrifflichkeiten ist insbesondere deshalb sachgerecht, weil hier-

durch gerade in dynamischen Krisensituationen Verwechslungen und Missverständnissen 

vorgebeugt und klare Zuordnungen ermöglicht werden. Der Begriff Krisenstab ist für die 

administrativ-organisatorischen Stäbe auf Ebene der unteren Katastrophenschutzbehörden 

eindeutig, etabliert und auch über Nordrhein-Westfalen hinaus gebräuchlich. 

 

Die Unterscheidung zwischen Stab für außergewöhnliche Ereignisse auf Gemeindeebene und 

Krisenstab auf Ebene der Kreise und kreisfreien Städte wird insbesondere deshalb für erfor-

derlich gehalten, weil dies – gerade in dynamischen Krisensituationen – Verwechslungen 

und Missverständnissen vorgebeugt und zugleich klare Zuordnungen ermöglicht werden.  

 

11) §§ 35, 35a / Katastrophenmanagement, Feststellung Katastrophenfall, Voral-

arm 

 

Die vorgesehene ausdrückliche Regelung zur Feststellung des Beginns und des Endes des 

Katastrophenfalls sowie die gesetzliche Verankerung des Katastrophenvoralarms werden 

grundsätzlich begrüßt. Positiv ist zudem, dass nunmehr ausdrücklich vorgesehen ist, dass 

der Kreis die Feststellung des Katastrophenfalls sowie dessen Ende den kreisangehörigen 

Gemeinden mitzuteilen hat. Damit wird eine von uns bereits im Rahmen der Verbändean-

hörung angeregte Klarstellung aufgegriffen. 

 

Weiterhin kritisch gesehen wird jedoch die Streichung des Begriffs „Krisenmanagement“. 

Dieser Begriff hat sich in der Praxis seit Jahren etabliert und erfüllt auch unterhalb der Ka-

tastrophenschwelle eine wichtige Funktion. Es sollte daher geprüft werden, ob der Begriff 

„Krisenmanagement“ jedenfalls ergänzend beibehalten werden kann. 

 

Zudem sollte das Zusammenwirken von Krisenstab und Einsatzleitung klarer beschrieben 

werden. Zwar sieht der Gesetzentwurf vor, dass Krisenstab und Einsatzleitung unter ein-

heitlicher Führung als getrennte Stäbe arbeiten. Aus Sicht der Kreise sollte jedoch vermieden 

werden, dass der Eindruck eines bloßen Nebeneinanders oder gar einer Konkurrenz beider 

Strukturen entsteht. Erforderlich ist vielmehr eine enge Zusammenarbeit und wechselseitige 

Unterstützung von Krisenstab und Einsatzleitung zur gemeinsamen Lagebewältigung.  

 

12) § 36 / Stäbe für außergewöhnliche Ereignisse auf Ebene der kreisangehörigen 

Gemeinden 

 

Die verpflichtende Einrichtung von Stäben für außergewöhnliche Ereignisse auf  

Gemeindeebene wurde in der Verbändeanhörung ausdrücklich begrüßt. Auch die nunmehr 
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vorgesehene Möglichkeit der kreisangehörigen Gemeinden, Stäbe für außergewöhnliche Er-

eignisse zu bilden, wird dem Grunde nach begrüßt. Aus Sicht der Kreise sollte es jedoch 

nicht bei einer bloßen Kann-Regelung verbleiben. Gerade in außergewöhnlichen Schadens-

lagen bedarf es verlässlich vorbereiteter Verwaltungsstrukturen auf Gemeindeebene, die mit 

den Krisenstabsstrukturen der Kreise anschlussfähig zusammenwirken können. Es sollte da-

her geprüft werden, die Einrichtung von Stäben für außergewöhnliche Ereignisse auf Ebene 

der kreisangehörigen Gemeinden verbindlich vorzusehen.  

 

Aus dem Mitgliederbereich ist ergänzend angeregt worden, klarzustellen, dass entspre-

chende Stäbe nicht nur formal eingerichtet, sondern auch regelmäßig beübt werden müs-

sen.: Auch die Angehörigen der Stäbe für außergewöhnliche Ereignisse sollten laufend be-

ziehungsweise regelmäßig aus- und fortgebildet werden. Nur so kann sichergestellt werden, 

dass die vorgesehenen Strukturen im Ereignisfall tatsächlich einsatzfähig und mit den Kri-

senstäben der Kreise kompatibel sind. 

 

13) § 43 / freiwillig Helfende  

 

Die Einbindung freiwillig Helfender wird positiv bewertet. Besonders begrüßt wird, dass Hel-

fende nach Zustimmung des Aufgabenträgers als Verwaltungshelfende tätig werden können 

und damit für alle Beteiligten ein verlässlicher rechtlicher Rahmen geschaffen wird. 

 

Es ist jedoch darauf hinzuweisen, dass nach unserer Auffassung bislang unklar bleibt, welche 

konkreten Vorkehrungen die Aufgabenträger im Einzelnen zu treffen haben. Nach § 43 Abs. 

5 Satz 3 sind diese verpflichtet, „zur Vorbereitung nach pflichtgemäßem Ermessen Vorkeh-

rungen für die Einbindung und Koordination von freiwillig Helfenden zu treffen“. Gesetzes-

text wie Begründung lassen offen, welche Maßnahmen hierunter konkret zu verstehen sind 

und in welchem Umfang diese vorzubereiten sind. Vor diesem Hintergrund sollte aus unserer 

Sicht auch hier erwogen werden, durch landeseinheitliche Ausführungshinweise eine ent-

sprechende Nachjustierung und Konkretisierung vorzunehmen. Dadurch würde erreicht, 

dass einheitliche Standards vorliegen, Rechts- und Planungssicherheit geschaffen und zu-

gleich die Einbindung freiwillig Helfender sowohl für die Helfenden selbst als auch für die 

zuständigen Behörden praktikabel ausgestaltet würde. 

 

14) § 46 / Verarbeitung personenbezogener Daten  

 

Die Neufassung der Regelungen zur Verarbeitung personenbezogener Daten wird dem 

Grunde nach begrüßt, da sie für die Aufgabenträger im Brand- und Katastrophenschutz eine 

klarere Rechtsgrundlage schaffen kann. Dies gilt insbesondere mit Blick auf die Verarbeitung 
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einsatzbezogener Daten, die Erstellung von Lagebildern, die Nutzung digitaler Systeme so-

wie die Verarbeitung von Standort-, Bild- und Tondaten. 

 

Gleichzeitig bedarf die Regelung aus Sicht der Kreise einer praxistauglichen und rechtssi-

cheren Ausgestaltung. Insbesondere muss für die Aufgabenträger eindeutig erkennbar sein, 

welche Daten zu welchen Zwecken verarbeitet, übermittelt, gespeichert und gelöscht wer-

den dürfen. Dies gilt auch für die Nutzung anonymisierter Daten zu Ausbildungs-, Übungs-, 

Statistik-, Evaluations- und wissenschaftlichen Zwecken. 

 

Aus dem Mitgliederbereich ist zudem darauf hingewiesen worden, dass für Zwecke des Be-

völkerungsschutzes eine rechtssichere Nutzung anonymisierter oder aggregierter Daten aus 

den Melderegistern von erheblicher praktischer Bedeutung sein kann. Dies betrifft insbeson-

dere die Katastrophenschutzbedarfsplanung, die Lagebilderstellung, Evakuierungsplanun-

gen, Warnplanungen sowie die Vorbereitung von Betreuungs- und Versorgungsmaßnahmen. 

 

Vor diesem Hintergrund sollte geprüft werden, ob in § 46 neben Leitstellen und Personen-

auskunftsstellen auch abgeschottete Statistikstellen ausdrücklich als Stellen benannt wer-

den, die im Rahmen ihrer jeweiligen Aufgaben Daten für Zwecke des Bevölkerungsschutzes 

verarbeiten beziehungsweise bereitstellen können. Dabei ist sicherzustellen, dass die Ver-

arbeitung strikt zweckgebunden, auf das erforderliche Maß beschränkt und vorrangig in ano-

nymisierter oder aggregierter Form erfolgt. 

 

Eine sinnvolle Abstimmung der Löschungsfristen und datenschutzrechtlichen Vorgaben im 

Verhältnis zwischen dem BHKG und dem RettG NRW sollte bei beiden Reformvorhaben wei-

terhin angestrebt werden. Unterschiedliche oder nicht aufeinander abgestimmte Fristen und 

Anforderungen würden die praktische Anwendung insbesondere in integrierten Leitstellen 

erheblich erschweren. 

 

15) § 50 – Kostenträger  

 

Im Hinblick auf § 50 Absatz 5 sollte klargestellt werden, dass die vom Land zu erstattenden 

notwendigen Fahrgelder bei mehrwöchigen Aus- und Fortbildungsmaßnahmen auch notwen-

dige Heimfahrten an Wochenenden umfassen. Dies wäre zugleich ein wichtiger Beitrag zur 

Förderung und Entlastung des Ehrenamtes. 

 

Aus dem Mitgliederbereich ist ergänzend angeregt worden, die Kosten- und Erstattungsre-

gelungen für ehrenamtliche Einsatzkräfte der anerkannten Hilfsorganisationen im Zusam-

menhang mit Aus- und Fortbildungsmaßnahmen näher zu prüfen. Dabei sollte insbesondere 

geklärt werden, ob Verdienstausfall und notwendige Lehrgangskosten in vergleichbarer 
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Weise wie bei ehrenamtlichen Feuerwehrangehörigen berücksichtigt werden können. Eine 

etwaige landesseitige Erstattungsregelung sollte ausdrücklich so ausgestaltet werden, dass 

hieraus keine zusätzlichen Belastungen der kommunalen Aufgabenträger entstehen. 

 

16) § 52 – Kostenersatz  

 

Die vorgesehene Erweiterung des Kostenersatzes in § 52 Absatz 2 Nummer 2 wird ausdrück-

lich begrüßt. Damit wird ein aus kommunaler Sicht wesentliches praktisches Problem auf-

gegriffen. Positiv ist insbesondere, dass künftig neben den bei einem Brand aufgewandten 

Sonderlösch- und Sondereinsatzmitteln auch deren fachgerechte Entsorgung sowie einsatz-

bedingte Sonderkosten erfasst werden sollen. 

 

Dies ist sachgerecht, da sich die Kommunen immer wieder mit erheblichen Kostenbelastun-

gen aus Einsätzen konfrontiert sehen, die auf besondere Risiken oder spezifische Betriebs-

gefahren von Industrie- und Gewerbebetrieben zurückzuführen sind. Dies betrifft etwa Kos-

ten für die Entsorgung kontaminierter und nicht wiederverwendbarer Einsatzkleidung oder 

Geräte sowie Schäden an Fahrzeugen und Ausrüstung. Aus Sicht der kommunalen Aufga-

benträger sollte bei der Anwendung der Regelung sichergestellt werden, dass diese Fallge-

staltungen praxistauglich und nicht zu eng erfasst werden: Die Erweiterung sollte insbeson-

dere gewährleisten, dass außergewöhnliche einsatzbedingte Sonderkosten, die auf spezifi-

sche Besonderheiten eines Industrie- oder Gewerbebetriebs zurückgehen, entsprechend gel-

tend gemacht werden können. Beispielhaft zu nennen sind Schilderungen aus dem Mitglie-

derbereich, die wir schon im Rahmen der Verbändeanhörung vorgetragen hatten, über ak-

tuelle Einsätze im Zusammenhang mit Asbestbelastungen – etwa die erforderliche Vernich-

tung persönlicher Schutzausrüstung von Einsatzkräften – oder Schadstofffreisetzungen wie 

die Salzsäurebildung bei Bränden in kunststoffverarbeitenden Betrieben, die zu erheblichen 

Schäden an zahlreichen Fahrzeugen und Geräten geführt haben. 

 

III. Kosten und finanzieller Aufwand 

 

Der Gesetzentwurf bedeutet für die Kreise erheblichen Mehraufwand. 

 

Durch die vorgesehene Änderung des § 10 werden die Kreise künftig stärker in die Befassung 

mit den Brandschutzbedarfsplänen und deren Fortschreibungen eingebunden. Dies gilt ins-

besondere für die Beurteilung der Leistungsfähigkeit der Feuerwehren der kreisangehörigen 

Gemeinden. Während die Kreise auch bisher eine Mitwirkung bei entsprechenden Fragestel-

lungen leisten, ist aufgrund der vorgesehenen Vorlagepflicht mit einem deutlich erhöhten 

Prüf-, Beratungs- und Abstimmungsaufwand zu rechnen. 
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Auch im Bereich des Katastrophenschutzes ergeben sich aus dem Gesetzentwurf wesentliche 

Neuerungen, die sowohl unmittelbar nach Inkrafttreten als auch dauerhaft zu einem erhöh-

ten Aufwand führen. Dies betrifft insbesondere die Erarbeitung verschiedener neuer Planun-

gen, allen voran die Erstellung und fortlaufende Fortschreibung des neu vorgesehenen Ka-

tastrophenschutzbedarfsplans, der deutlichen zusätzlichen Personalbedarf auslösen wird. 

Hinzu treten die vorgesehenen Änderungen bei der Einbindung der Hilfsorganisationen sowie 

bei der Bildung eigener Einheiten, die insgesamt mit einer Ausweitung der Regelungsver-

antwortung der Kreise verbunden sind. Die Regelung in § 18 kann zudem faktisch zu erheb-

lichen Kostenbelastungen der Kreise im Zusammenhang mit Aus- und Fortbildung, Übungen 

sowie der Sicherstellung einsatzbereiter Einheiten führen. 

 

Die Verpflichtung zur Erstellung eines Warnplanes ist für Gemeinden und Kreise eine neue 

Aufgabe, die einen erheblichen Mehraufwand verursacht. 

 

Es ist sicherzustellen, dass im Sinne des verfassungsrechtlichen Konnexitätsprinzips eine 

sachgerechte und ausgewogene Kostenverteilung zwischen Land und Kreisen hergestellt 

wird. Dies gilt auch unter Berücksichtigung einzelner begrüßenswerter Verbesserungen, 

etwa im Bereich des Kostenersatzes. Wir schließen uns diesbezüglich  ergänzend den Aus-

führungen in der Stellungnahme von Städtetag NRW, Städte- und Gemeindebund NRW und 

der Feuerwehrverbände VdF NRW, AGBF NRW, AGHF NRW und WFV an. 

 

Soweit sich aus den vorgesehenen gesetzlichen Änderungen unmittelbare oder mittelbare 

Mehrbelastungen für den Öffentlichen Gesundheitsdienst der Kommunen ergeben, sind diese 

ebenfalls in die Betrachtung der finanziellen Auswirkungen einzubeziehen. Auch insoweit ist 

sicherzustellen, dass etwaige konnexitätsrechtlich relevante Mehrbelastungen angemessen 

ausgeglichen werden. 

 

Wir sind Ihnen dankbar, wenn Sie unsere vorstehenden Anmerkungen und Hinweise im wei-

teren Gesetzgebungsverfahren berücksichtigen.  

  

Mit freundlichen Grüßen 

Im Auftrag 

 

 

 

Stefan Waltking 

  (Hauptreferent – Ass. jur.)  


